
 

Auszug 
 

aus der Niederschrift  
der XI/3. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Obertshausen vom Mittwoch, 30. Juni 2021 

 
6. Vorstellung der Untersuchung der Rathausstandorte 

Obertshausen, Beratung und Beschlussfassung über den 
Standort des Rathausneubaus  

öffentlich X/1711 

 
 
Der Vorsitzende ruft den TOP zur Beratung auf. Er weist darauf hin, dass die Angelegenheit 
vom Magistrat mit der Drucksache Nr. X./1711 zum Gegenstand der Tagesordnung gemacht 
worden ist. Der Inhalt der Vorlage des Magistrats lautet wie folgt. 

„Der Magistrat schlägt der Stadtverordnetenversammlung vor, sich beim Neubau eines 
gemeinsamen Rathauses für den Standort Schubertstraße zu entscheiden. 

Der Budgetrahmen und die Finanzierungsmöglichkeiten für diesen Standort werden 
ausgearbeitet und den Entscheidungsgremien vorgelegt.“ 

Hierzu liegt nun ein gemeinsamer Antrag aller Fraktionen (CDU, Bündnis 90 / Die Grünen, SPD, 
Bürger für Obertshausen, FDP) vor, dessen Inhalt der Vorsitzende vorstellt und wie folgt in die 
Niederschrift aufnehmen lässt. 

„1. Die Stadtverordnetenversammlung entscheidet sich beim Neubau eines 
gemeinsamen Rathauses in Obertshausen für den Standort Schubertstraße. 

2. Im Umwelt-, Verkehr- und Bauausschuss sowie im Haupt-, Finanz- und 
Wirtschaftsausschuss soll regelmäßig über den Sachstand berichtet werden.“ 

Es folgt die Beratung der Angelegenheit mit Redebeiträgen der Stadtverordneten Grab-Achard, 
Koch, L. Schulz, Fontaine und Krug. Nach Abschluss der Beratung stellt der Vorsitzende den 
Inhalt der Beschlussfassung fest und lässt über den gemeinsamen Antrag aller Fraktionen 
abstimmen. 
 

Abstimmungsergebnis: 35 Ja-Stimmen 
 0 Nein-Stimmen 
 0 Enthaltung 

 
Der Stadtverordnetenvorsteher stellt um 20:00 Uhr fest, dass der folgende Beschluss gefasst 
worden ist. 
 
 
 
Beschluss: 
 

1. Die Stadtverordnetenversammlung entscheidet sich beim Neubau eines 
gemeinsamen Rathauses in Obertshausen für den Standort Schubertstraße. 

2. Im Umwelt-, Verkehr- und Bauausschuss sowie im Haupt-, Finanz- und 
Wirtschaftsausschuss soll regelmäßig über den Sachstand berichtet werden. 

 
 
 
 


